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Sinkende Fertigwareneinfuhr

Die Einfuhr von Industrieerzeugnissen, soweit sie von 
der amtlichen Außenhandelsstatistik als „Einfuhr von 
Fertig waren“ ausgewiesen wird, hat sich seit Herbst 1928 
nur wenig verändert. Gegenüber dem Vorjahr ist jedoch 
für die Monate Januar bis April ein Rückgang um rund 
125 Mill. RM festzustellen. Daraus müßte man  schließen, 
daß die Aufnahmefähigkeit des Binnenmarkts für aus
ländische Industrieerzeugnisse im Verlauf des Konjunktur
rückgangs nachgelassen hat. Dies ist jedoch nicht der Fall. 
Eine Aufgliederung der Fertigwareneinfuhr zeigt nämlich, 
daß der Rückgang in der Hauptsache (mit 115 Mill. RM) 
auf Garne, Walzwerkerzeugnisse, Leder und Roh papier, 
also Halbfabrikate, entfällt. Die übrigen Gruppen der 
Fertig wareneinfuhr haben sich im ganzen nur um etwa 
10 Mill. RM gesenkt.

Aus dem Wochenbericht Nr. 9 vom 29. Mai 1929

© DIW Berlin 1929
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Das Wohlstandsniveau von Italien nähert sich dem von Spanien an
Reales Pro-Kopf-Einkommen 2007, 2012 und 2017 in Euro

Deutschland Frankreich Italien Spanien Portugal
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ZITAT

„Italien braucht Strukturreformen, die das Innovations- und Justizsystem verbessern, 

flankiert von wachstumsorientierten Maßnahmen wie Investitionen in die Infrastruktur 

sowie Forschung und Entwicklung“  

— Alexander Kriwoluzky — 

AUF EINEN BLICK

Italien braucht neue Impulse 
für Wachstumsbranchen
Von Stefan Gebauer, Alexander S. Kritikos, Alexander Kriwoluzky, Anselm Mattes und Malte Rieth

• Trotz Primärüberschüssen steigt Staatsschuldenquote in Italien aufgrund schwacher 
Wirtschaftsleistung und hoher Zinsen

• Wirtschaftsstruktur bleibt kleinteilig, Beschäftigung im verarbeitenden Gewerbe und im Bauwesen 
geht zurück, Zukunftsbranchen stagnieren

• Statt Renteneintrittsalter abzusenken, sollten staatliche Investitionen in Infrastruktur und F&E 
erhöht werden

• Berechnungen zeigen, dass eine solche Erhöhung der Staatsausgaben Italiens Konjunktur 
deutlich ankurbeln könnte

• Gleichzeitig sollten Reformen zur Verbesserung der Wachstumsbedingungen von Unternehmen 
fortgesetzt werden

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Italien hat sich gut zehn Jahre nach der Finanz- und Staats-

schuldenkrise nicht von deren wirtschaftlichen Folgen erholt. 

Verantwortlich sind zum einen die traditionellen Wachs-

tumstreiber Italiens, nämlich das verarbeitende Gewerbe 

und der Bausektor, die beide einen Rückgang von jeweils 

700 000 Beschäftigten zu verzeichnen haben. Zum  anderen 

stagnieren in Italien im Unterschied zu vielen anderen 

EU-Ländern die neuen Wachstumsbranchen etwa in den 

wissensintensiven Dienstleistungen. Die parallel durch ge-

führten Strukturreformen haben sich auf die Deregulierung 

von Arbeitsmärkten und die Sanierung des Staatshaushalts 

konzentriert. Andere Rahmenbedingungen wie etwa ein 

gut funktionierendes Innovationssystem oder sub stantielle 

Investitionen in Forschung und Entwicklung  wurden allerdings 

außer Acht gelassen. Diesen Reformen sollte die Regierung 

künftig Priorität einräumen, um mittelfristig die Unterneh-

men in den neuen Wachstumsbranchen zu stimulieren. Wie 

Berechnungen zeigen, können höhere Staatsaus gaben im 

Rahmen der im jüngsten Haushaltsentwurf vorgesehenen 

Mittel prinzipiell kurzfristig durchaus einen positiven Effekt auf 

die Wert schöpfung entfalten und die Anpassungskosten noch 

ausstehender Reformen mildern. Die vorliegenden Pläne der 

aktuellen Regierung erfüllen diese Kriterien jedoch kaum.

Auch mehr als zehn Jahre nach der im Jahr 2007 einset
zenden Finanz und Wirtschaftskrise sind deren Folgen in 
Europa immer noch deutlich zu spüren. Während die mit 
europäischen Finanzhilfen unterstützten Länder  Spanien, 
Portugal, Zypern und kürzlich sogar Griechenland aus dem 
Fokus von Politik und Medien gerückt sind, erhält Italien, das 
seit geraumer Zeit als potentieller Krisen kandidat gilt, immer 
mehr Aufmerksamkeit. Vordergründig mag das öffent
liche Interesse der Konfliktsituation mit Brüssel geschul
det sein. Die derzeitige italienische Regierung hatte ein die 
EU Vorgaben sprengendes Haushaltsdefizit von 2,4 Pro
zent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) angepeilt. Auch wenn 
nach Androhung eines Defizitverfahrens durch Brüssel das 
Defizit ziel leicht nach unten korrigiert wurde, ist das eigent
liche Problem damit nicht ausgeräumt: Die wirtschaftliche 
Gesamtsituation Italiens bleibt angespannt. Auch deshalb 
wird die Kreditwürdigkeit des italienischen Staates an den 
Finanzmärkten kritisch beäugt und droht weiter herabge
stuft zu werden.

Italien ist eines der wenigen Länder Europas, dessen Wirt
schaftsleistung trotz seiner ausgeprägten Wirtschaftskraft in 
den nördlichen Landesteilen immer noch nicht das Vorkrisen
niveau erreicht hat. Unterdessen darf nicht in Vergessen heit 
geraten, dass Italien viertgrößter Netto zahler innerhalb der 
EU ist. Mithin stellt es also eine wesent liche Stütze für die 
zukünftige Entwicklung Europas dar, die angesichts des 
anstehenden Brexits umso wichtiger  werden dürfte.

Vor diesem Hintergrund untersucht der Wochenbericht die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung Italiens seit der Finanz
krise und setzt diese in Relation zu den südeuropäischen 
Ländern. Nach den Erläuterungen zu den makroökonomi
schen Rahmenbedingungen und den bisherigen Wirtschafts 
und Arbeitsmarktreformen nimmt der Wochen bericht im 
zweiten Teil die Struktur der italienischen Privatwirtschaft 
in den Blick und zeichnet ihre Entwicklung während der 
 letzten zehn Jahre nach. Basierend auf diesen Daten zur 
italienischen Wirtschaftsstruktur analysiert der dritte Teil 
des Wochenberichts die Wirkung von Staatsausgaben
erhöhungen auf die sektorale Wertschöpfung.

Italien braucht neue Impulse 
für Wachstumsbranchen
Von Stefan Gebauer, Alexander S. Kritikos, Alexander Kriwoluzky, Anselm Mattes und Malte Rieth

ITALIEN

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2019-9-1
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Zehn schwache Jahre seit der Finanzkrise

Verglichen mit anderen Mitgliedstaaten des Euroraums ist 
die wirtschaftliche Entwicklung Italiens seit der Finanzkrise 
unterdurchschnittlich (Abbildung 1). Während die Produk
tion in Spanien und Portugal ihr Vorkrisenniveau bereits 
überschritten hat, verharrt das Bruttoinlands produkt in 
 Italien weiterhin unter dem Niveau des Jahres 2007. Vor 
allem seit dem Höhepunkt der europäischen Schuldenkrise 
im Jahr 2012 wuchs die Wirtschaft in Italien deutlich schwä
cher als auf der iberischen Halbinsel. Auch die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt hat sich seit der Krise nur geringfügig verbes
sert. So weist Italien seit 2012 eine Arbeitslosenquote ober
halb von zehn Prozent aus, sie liegt damit erheblich über der 
durchschnittlichen Rate des Währungsraums. Die Arbeits
losen quote ist nur noch in Spanien und Griechenland höher 
als in Italien (Abbildung 2). Selbst wenn sich die Beschäfti
gungslage in Italien seit dem Jahr 2014 etwas entspannt hat, 
ist das Vorkrisenniveau von weniger als sieben Prozent bei 
weitem nicht erreicht. Auch zeichnet sich – im Gegensatz 
etwa zu Spanien oder Portugal – keine nennenswerte Dyna
mik in der Beschäftigungsentwicklung ab.

Das niedrige Wirtschaftswachstum ist insbesondere auf 
eine schwache Binnennachfrage zurückzuführen. Weder 
der  private Verbrauch noch die gesamtwirtschaftlichen Inves
titionen haben ihr Vorkrisenniveau wieder erreicht. Gleich
zeitig bremst die staatliche Sparpolitik die Konjunktur. Der 
Staatskonsum hatte sich in den ersten Jahren nach Ausbruch 
der Finanzkrise zwar etwas erhöht. Seit Anfang 2011 liegt er 
jedoch dauerhaft unterhalb seines Wertes von 2007. Dabei fällt 
auf, dass die italienische Leistungsbilanz seit 2012 positiv ist. 
Dies liegt allerdings weniger an einer starken Exporttätigkeit 
als vielmehr an einer schwachen Entwicklung der Importe.

Die Wettbewerbsfähigkeit stellt ebenso ein Problem in  Italien 
dar; die Produktivität liegt unter dem ohnehin schon niedri
gen Vorkrisenniveau. Während sich zum Beispiel in Spanien 
und Griechenland die Lohnstückkosten seit dem Jahr 2009 
deutlich verringerten, sind diese in Italien sogar angestiegen.

Sparpolitik trägt keine Früchte

Aufgrund der hohen Staatsverschuldung dominierte innerhalb 
der wechselnden Regierungskoalitionen in den Jahren nach 
2007 eine überwiegend auf die Reduzierung der Staatsausga
ben ausgerichtete Finanzpolitik. Mehrere Sparpakete wurden 
verabschiedet, die zu Kürzungen im öffentlichen Dienst und in 
den Sozialsystemen führten. Daneben beinhalteten diese Pro
gramme aber auch mehrere Steuererhöhungen und einfüh
rungen sowie die Abschaffung diverser Steuervergünstigun
gen. Insgesamt haben diese Maßnahmen dazu beigetragen, 
dass in Italien seit 2010 durchweg Primärüberschüsse erzielt 
wurden – ein Ergebnis, das im selben Zeitraum keiner ande
ren Regierung in der Währungsunion gelang (Abbildung 3).

Obwohl also die Staatseinnahmen dauerhaft oberhalb der 
Staatsausgaben abzüglich der Verpflichtungen aus Zins
zahlungen lagen, wurden diese Anstrengungen von den 

Abbildung 1

Reales Bruttoinlandsprodukt einzelner Euroländer
Veränderung in Prozent, 1. Quartal 2007=100
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Die wirtschaftliche Entwicklung in Italien war unterdurchschnittlich.

Abbildung 2

Arbeitslosenquoten einzelner Euroländer
In Prozent
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Die Arbeitslosigkeit geht in Italien nur langsam zurück.
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Märkten nicht honoriert. Vielmehr verzeichneten die Schuld
scheine des italienischen Staates deutlich gestiegene Risiko
auf schläge. So stieg die Differenz zwischen den Renditen auf 
zehnjährige italienische und deutsche Staatsanleihen vor 
allem auf dem Höhepunkt der Schuldenkrise im Jahr 2012 
zwischenzeitlich auf fünf Prozent. In der Folge der gestiege
nen Zinsen, aber auch in Folge der negativen Entwicklung 
des Brutto inlandsprodukts (BIP) in Italien erhöhte sich die 
Staats verschuldung von 102 Prozent der Wirtschaftsleistung 
im Jahr 2007 auf rund 130 Prozent im Jahr 2018 (Abbildung 4).

Die trotz dieser Bemühungen ansteigende Staatsschulden
quote stellt ein zusätzliches Risiko für den italienischen 
Banken sektor dar. Vor allem italienische Geldhäuser sind 
in italienischen Staatsanleihen engagiert. Dadurch ergibt 
sich eine besonders ausgeprägte wechselseitige Abhängig
keit zwischen Banken und Staat.1 Daneben ist der Anteil 
ausfallgefährdeter Kredite in den Büchern italienischer 
Finanz institute im europäischen Vergleich weiterhin hoch, 
was diese Abhängigkeit zusätzlich verstärkt. Werden diese 
 Kredite nicht bedient, droht eine systemische Krise im 
Banken sektor, und der italienische Staat müsste wohl erneut 
zur Hilfe kommen. Zwar wurde der Anteil fauler Kredite in 
den Bilanzen durch regulatorische Maßnahmen in den Jah
ren seit der Finanzkrise reduziert2, dennoch ist sowohl das 
Risiko in den Bilanzen der Banken als auch die Verflechtung 
zwischen Finanzsektor und Staat weiterhin hoch.

Strukturreformen seit der Finanzkrise

In den vergangenen Jahren wurde in Italien eine Reihe von 
Strukturreformen, vor allem mit Blick auf den Arbeitsmarkt 
und das Rentensystem verabschiedet. Ziel dieser Reformen war 
es unter anderem, mithilfe eines flexibleren Arbeitsmarkts und 
einer nachhaltigeren Gestaltung des Rentensystems Wachs
tumsimpulse zu setzen und das nach Ausbruch der Finanz
krise verloren gegangene Vertrauen internationaler Investoren 
zurückzugewinnen.3 So setzte etwa die Regierung unter der 
Führung von Mario Monti im Jahr 2012 Strukturreformen um, 
die vor allem den Wettbewerb in Wirtschaftszweigen mit hohen 
Eintrittshürden fördern sollten. Daneben wurde das Renten
eintrittsalter – nach einer ersten Erhöhung auf 65 Jahre im Jahr 
2009 – weiter auf 66 Jahre aufgestockt und der Kündigungs
schutz deutlich gelockert. Die Regierung unter Ministerpräsi
dent Matteo Renzi konzentrierte sich ab 2014 ebenso auf umfas
sende Arbeitsmarkt reformen, welche unter anderem weitere 
Lockerungen des Kündigungsschutzes sowie Steuererleichte
rungen bei Festeinstellungen für Unternehmen beinhalteten.4

1 Vgl. Dominik Meyland und Dorothea Schäfer (2018): EU-Staatsanleihen in Bankbüchern: Home Bias 

allgegenwärtig, aber Eigenkapitalbedarf sehr unterschiedlich. DIW Wochenbericht Nr. 49.

2 Vgl. Europäische Kommission (2018): Third progress report on the reduction of non-performing loans 

(NPLs) and further risk reduction in the Banking Union. Progress-Report (online verfügbar, abgerufen am 

13. 02. 2019. Dies gilt für alle Onlinequellen in diesem Bericht, sofern nicht anders angegeben). 

3 Für einen umfassenden Überblick über die umgesetzten Reformen vgl. Beyhan Durusoy (2015): Italy’s 

Recipe for Coming out of Debt Crisis: Reform Packages. Research in World Economy 6(4).

4 Für eine Analyse dieser Reformen vgl. etwa Valeria Cirillo, Marta Fana und Dario Guarascio (2017): La-

bour market reforms in Italy: evaluating the effects of the Jobs Act. Economia Politica 34(2) (online verfüg-

bar) oder Sestito, Viviano (2016): Hiring Incentives and/or Firing Cost Reduction? Evaluating the Impact of 

the 2015 Policies on the Italian Labour Market. Bank of Italy Occasional Paper No. 325 (online verfügbar).

Abbildung 4

Öffentliche Schuldenquote einzelner Euroländer
Relativ zum Bruttoinlandsprodukt
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Hohe Zinsen und ein schwaches Wachstum ließen die Staatsverschuldung in Italien 
auf Rekordniveau steigen.

Abbildung 3

Primärüberschüsse einzelner Euroländer
Relativ zum Bruttoinlandsprodukt
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Die italienischen Staatseinnahmen liegen seit 2010 dauerhaft über den 
zinsbereinigten Ausgaben.

https://ec.europa.eu/info/publications/181128-non-performing-loans-progress-report_en
https://link.springer.com/article/10.1007/s40888-017-0058-2
https://link.springer.com/article/10.1007/s40888-017-0058-2
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=2772536
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Die Wirtschaftsstruktur: 
kaum Wachstumsbranchen

Vor dem Hintergrund dieser Reformanstrengungen stellt 
sich die Frage, wie sich die private Wirtschaft in Italien ent
wickelt hat. Die nominale Bruttowertschöpfung aller Unter
nehmen der gewerblichen Wirtschaft in Italien – das heißt 
im Wesentlichen der Privatwirtschaft ohne Finanzsektor 
(Kasten 1) – überstieg erst im Jahre 2016 das Niveau des Jah
res 2008, wenn auch nur geringfügig. In der gesamten EU 
ist im gleichen Zeitraum die Wertschöpfung dieser Unter
nehmen um rund zehn Prozent gestiegen. In Italien kam es 
zu einem besonders ausgeprägten doppelten Einbruch: Nach 
dem Rückgang als Folge der Finanzkrise und einer leichten 
Erholung ging die Wertschöpfung im Jahr 2012 ein zweites 
Mal zurück. Dieser doppelte Rückgang traf die Beschäftig
ten in der gewerblichen Wirtschaft – ihre Zahl sank im glei
chen Zeitraum um zehn Prozent von knapp 16 Millionen 
auf gut 14,5 Millionen.

Die Wirtschaftsstruktur ist sehr kleinteilig

Es sind vor allem die kleinen und kleinsten Unternehmen, 
die sich bis heute nicht von der Krise erholt haben, während 
die großen und mittleren Unternehmen mit 50 und mehr 
Beschäftigten nach einem kurzen Absturz seit 2010 wieder 
mehr produzieren als vor der Krise (Abbildung 5).

Dass der Produktionseinbruch der kleinsten Unternehmen 
das ganze Land so stark treffen kann, ergibt sich aus der 
Analyse der Größenstruktur der italienischen Wirtschaft. Im 
Kontrast zur gesamten EU sind in Italien auch  aktuell noch 
46 Prozent aller Beschäftigten in Unternehmen mit weniger 

Kasten 1

Datengrundlage für die Analyse der 
italienischen Wirtschaftsstruktur

Die Datengrundlage für die Analyse der italienischen Wirt-

schaftsstruktur besteht aus einem Datensatz, den DIW Econ 

im Auftrag der Europäischen Kommission (DG Grow) im 

Rahmen des jährlichen SME Performance Review erstellt. Er 

basiert auf Daten der Strukturellen Unternehmensstatistik von 

Eurostat. Diese Daten wurden um zusätzliche Daten des italie-

nischen statistischen Amts (Istat) sowie Schätzungen auf Basis 

aktueller Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 

von Eurostat ergänzt.1

Die in diesem Wochenbericht untersuchte gewerbliche Wirt-

schaft umfasst die Abteilungen B-J sowie L-N der Wirtschafts-

zweige nach NACE rev.2 und bildet somit die wesentlichen 

Teile des privatwirtschaftlichen Sektors ab, mit der Ausnahme 

des Finanzsektors sowie der Landwirtschaft. Nicht einge-

schlossen sind weitgehend staatliche oder staatlich regulierte 

Bereiche wie Gesundheits- und Sozialwesen, Bildung, Kultur 

und Verteidigung.2

1 Auf der Website der Europäischen Kommission zum SME Performance Review findet sich auch 

eine ausführliche Beschreibung der verwendeten Daten und Methoden (online verfügbar).

2 Eurostat (2008): NACE Rev. 2: Statistical classification of economic activities in the European 

Community (online verfügbar)

Abbildung 5

Wirtschaftsstruktur nach Unternehmensgrößenklassen in der gewerblichen Wirtschaft Italiens

Bruttowertschöpfung, Anteile in Prozent (2008=100)                                   Beschäftigte, Anteile in Prozent (2008=100)
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Die Beschäftigung hat noch nicht wieder das Vorkrisenniveau erreicht, während die Wertschöpfung seit 2016 wieder leicht über dem Niveau von 2008 liegt.

https://ec.europa.eu/growth/smes/business-friendly-environment/performance-review_de
http://ec.europa.eu/eurostat/documents/3859598/5902521/KS-RA-07-015-EN.PDF
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Produzierender Sektor mit 
hohem Beschäftigungsrückgang

Italien ist stark von der Industrie geprägt: Auch im Jahr 2017 
arbeitet noch jeder vierte privatwirtschaftlich Beschäftigte im 
verarbeitenden Gewerbe. Der Wirtschaftszweig produziert 
31 Prozent der italienischen Wertschöpfung der gewerblichen 
Wirtschaft und liegt damit oberhalb der Anteile im EUDurch
schnitt. Der Bereich hat eine ähnlich wichtige Bedeutung wie 
in Deutschland, wobei in Italien die mittel ständische Struktur 
noch ausgeprägter ist: Hier werden 65 Prozent der Wertschöp
fung in Kleinst, kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 
produziert, in Deutschland sind es nur 32 Prozent.5 Im Jahr 2015 
erreichte der Sektor, bezogen auf die Wertschöpfung in nomi
nalen Werten, wieder das Vorkrisenniveau und steigt seitdem 
leicht an (Abbildung 7), wobei sich die Lebensmittelindustrie, 
die Pharma und Chemieindustrie, zuletzt auch der Maschi
nenbau und die Automobilindustrie relativ positiv entwickeln.6

Der zwischenzeitliche Einbruch hat jedoch – im Unterschied 
zu Deutschland – zu einem Beschäftigungsabbau geführt: 
Während 2008 noch 4,4 Millionen Menschen im verarbei
tenden Gewerbe eine Arbeit fanden, waren es 2017 nur noch 
3,7 Millionen. Der Rückgang traf überproportional häufig 
Beschäftigte in kleinen Unternehmen; in diesem Segment 
wurden auch überproportional viele Betriebe geschlossen. 
Dieser Wirtschaftszweig allein erklärt die eine Hälfte des 
gesamten Beschäftigungsrückgangs zwischen 2008 und 2017 
in Höhe von knapp 1,5 Millionen Erwerbstätigen.

5 Siehe „List of country SME key figures 2018” auf der Website der Europäischen Kommission 

(online verfügbar).

6 Website der Europäischen Kommission, a. a. O.

als zehn Personen angestellt, mithin mehr als doppelt so viele 
wie in Großunternehmen. In der gesamten EU sind hin
gegen mehr Menschen in Groß als in Kleinst unternehmen 
beschäftigt (Abbildung 6), in Deutschland etwa ist das Ver
hältnis der Zahl der Beschäftigten in Kleinst zu Groß unter
nehmen nahezu umgekehrt.

Die damit einhergehenden Veränderungen bei der Beschäf
tigung ergeben ein eindeutiges Bild. Während Groß
unternehmen immerhin wieder mit der gleichen Zahl 
an Beschäftigten produzieren, ist die Beschäftigung in 
allen drei anderen Größenklassen bis 2014 rückläufig und 
hat sich seitdem auf einem niedrigen Niveau stabilisiert 
(Abbildung  5). Besonders auffallend ist dabei die Ent
wicklung der mittleren Unternehmen, die zuletzt einen 
ähnlichen Anstieg in der Wertschöpfung wie Groß unter
nehmen zu verzeichnen hatten, allerdings bei einem 
gleichzeitigen Rückgang der Beschäftigung um zehn Pro
zent. Beide Größen klassen können somit Produktivitäts
zuwächse verzeichnen, die schwache gesamt wirtschaftliche 
Produktivitäts entwicklung geht damit vor allem auf die 
Kleinst und Kleinunternehmen zurück.

Die ausgeprägte Kleinteiligkeit ist insofern problematisch, 
als große Unternehmen für die wirtschaftliche Entwicklung 
eine bedeutende Rolle spielen. Diese sind oftmals über
durchschnittlich produktiv, wichtig für die Innovations
leistung einer Region, zahlen überdurchschnittlich 
hohe Löhne und sind deutlich besser als kleine Unter
nehmen in der Lage, internationale Märkte zu erschlie
ßen. Mithin erweist sich die Kleinteiligkeit der italieni
schen Wirtschafts struktur zu nehmend als Belastung im 
internationalen Wettbewerb.

Abbildung 6

Wirtschaftsstruktur nach Unternehmensgrößenklassen in einzelnen Euroländern
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Die Bedeutung der Kleinst- und Kleinbetriebe in Italien ist im europäischen Vergleich sehr hoch.

https://ec.europa.eu/growth/smes/business-friendly-environment/performance-review
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Die andere Hälfte des Beschäftigungsrückgangs ist dem Bau
gewerbe geschuldet, das in Italien relativ betrachtet einen 
noch stärkeren Einbruch erlitten hat als das verarbeitende 
Gewerbe. Die Wertschöpfung in diesem Wirtschaftszweig 
liegt noch immer bei nur etwa 60 Prozent des Vorkrisen
niveaus. Die Beschäftigung in der Bauindustrie ging von 
etwas über zwei Millionen auf 1,3 Millionen Beschäftigte 
zurück. Sie liegt bei 65 Prozent des Vorkrisenniveaus. Man 
kann also von einer veritablen Baukrise in Italien sprechen 
(Abbildung 7).

Verhaltene Entwicklung in den Zukunftsbranchen

In vielen modernen Industrienationen stellen die forschungs
intensiven HightechBranchen der Industrie sowie die 
wissens intensiven Wirtschaftszweige des Dienstleistungs
sektors die Wachstumsmotoren einer Volkswirtschaft dar. 
Im Bereich der Dienstleistungen verdienen drei Bereiche 
besonderes Augenmerk: Information und Kommunikation 
(IKT), Erbringung von freiberuflichen, wissenschaft lichen 
und technischen Dienstleistungen sowie Erbringung von 
sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen. Die ersten bei
den Bereiche sind in großen Teilen wissensintensive Dienst
leistungen, die sich durch ein höheres Innovationspotential 
und Wertschöpfungstiefe auszeichnen. Deutschland zum 
Beispiel verbuchte in jedem dieser drei Bereiche über die 
letzten zehn Jahre hinweg insgesamt Wachstumsraten zwi
schen 45 und 50 Prozent in der Bruttowertschöpfung und 
auch einen ausgeprägten Beschäftigungsanstieg. Auch in 
Spanien lässt sich zumindest für den Bereich der freiberuf
lichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistun
gen ein Wachstumsschub beobachten, selbst wenn hier der 
IKTBereich leicht rückläufig ist. Ganz anders aber in Italien: 

Beide wissensintensiven Wirtschaftszweige stagnieren bei 
92 beziehungsweise 96 Prozent des Vorkrisenniveaus (Abbil
dung 7), wobei vor allem der Rückgang im IKTBereich bei 
den Großunternehmen auf 82 Prozent auffällt.

Einzig die weniger wissensintensiven Dienstleistungen sind 
im gleichen Zeitraum um 24 Prozent gewachsen, so dass 
auch nur dort (in erster Linie dank einer Beschäftigungs
zunahme in den Großunternehmen) ein Beschäftigungs
anstieg um sieben Prozent zu verzeichnen ist. Wichtigste 
Wachstumstreiber waren in Italien zuletzt der Handel mit 
einem Anstieg von insgesamt 18 Prozent bei der Wertschöp
fung und der verhältnismäßig kleine Wirtschaftszweig Gast
gewerbe (mithin also der Tourismus) sowie der Transport
sektor mit jeweils einem Anstieg von gut 20 Prozent. Aber 
auch hier war mit Ausnahme des Tourismussektors die 
Beschäftigungsentwicklung in der Tendenz eher negativ.

Ein weiterer Indikator für die strukturellen Wachstums
aussichten ist die Zahl der Unternehmensgründungen und 
insbesondere die Zahl der so genannten „Gazellen“, der 
schnell wachsenden jungen Unternehmen, von denen ein 
besonderes Wachstumspotential ausgeht.7 Die Anzahl und 
der Beschäftigungsanteil schnell wachsender junger Unter
nehmen liegt in Italien unter dem EUDurchschnitt.8 Dies 
gilt auch insbesondere für wichtige Wirtschaftszweige wie 
die Industrie, die IKTBranche und die unternehmens nahen 
Dienstleistungen.

7 Alex Coad et al. (2014): High-growth firms: introduction to the special section. Industrial and Corporate 

Change, 23(1), 91–112.

8 Website der Europäischen Kommission, a. a. O.

Abbildung 7

Wertschöpfung und Beschäftigung nach Sektoren
Entwicklung in Italien seit 2008 (2008=100)
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Insbesondere die Bauwirtschaft hat in Italien unter der Krise gelitten.



118 DIW Wochenbericht Nr. 9/2019

ITALIEN

Rahmenbedingungen für Wachstum und 
Innovation eher schwach

Italien zeigt also gerade in denjenigen Branchen eine Wachs
tumsschwäche, die als Wachstumskerne einer modernen 
Wirtschaftsstruktur gelten. Ein Blick auf verschiedene 
Indikatoren macht deutlich, dass die Voraussetzungen für 
wissens intensive Dienstleistungsunternehmen in Italien 
eher schlecht sind.

Die Rahmenbedingungen für die Gründung, den Betrieb 
und das Schließen eines Unternehmens sind in Italien 
gemäß dem EaseofDoingBusinessIndex der Weltbank im 
internationalen Vergleich wenig vorteilhaft. Ähnlich ungüns
tig schneidet Italien bezüglich der Finanzierungsbedingun
gen, des Steuersystems sowie der Durchsetzung von recht
lichen Ansprüchen ab (Tabelle 1).

Über die konkrete (Über)Regulierung des alltäglichen unter
nehmerischen Handelns hinaus spielen die Rahmenbedin
gungen für die Innovationsaktivitäten von Unternehmen 
eine entscheidende Rolle für die Wachstumsaussichten einer 
Volkswirtschaft. Auch in dieser Hinsicht stellt sich die Situ
ation in Italien ungünstig dar, was sich exemplarisch in 
drei Bereichen zeigen lässt: Hinsichtlich des Anteils der 
gesamten (staatlichen und privatwirtschaftlichen) Ausga
ben für Forschung und Entwicklung (F&E) am BIP liegt 
 Italien näher dem Niveau wirtschaftlich schwächerer Län
der wie Spanien und Portugal als dem Niveau von Frank
reich, Deutschland oder etwa auch Schweden. Gleiches gilt 
für die F&E Ausgaben der Unternehmen.

Neben den reinen F&EAusgaben spielen auch andere 
Rahmen bedingungen für Innovationen eine Rolle, die häufig 
in verschiedenen Innovationsindikatoren zusammen gefasst 
werden. Hier belegen ebenfalls verschiedene Indikatoren
konzepte, dass Italien nur Mittelmaß ist.

Tabelle 1

Verschiedene Innovationsrankings für unternehmerische Rahmenbedingungen
Die Programmländer im Vergleich zu Deutschland und Frankreich

 

European Innovation 
Scoreboard 2018

Global Innovation Index 2018 F&E-Ausgaben (Eurostat) Ease-of-Doing-Business-Index (Weltbank)

Im Verhältnis 
zu EU-Durchschnitt 

(=100)

Gesamt-
ranking

Innovation 
Efficiency 

Ratio

Innovation 
Input 

Sub-index

Innovation 
Output 

Sub-index

Gesamt-
ausgaben 
für F&E in 

Prozent des 
BIP, 2017

Privatwirt-
schaftl. 

Ausgaben 
für F&E in 

Prozent des 
BIP, 2017

Gesamt-
ranking

Firmen-
gründung

Finanzie-
rungsbedin-

gungen
Steuer system

Vertrags-
durchsetzung

Italien 73,6 31 35 29 32 1,35 0,83 51 67 112 118 111

Spanien 79,3 28 36 23 27 1,2 0,66 30 86 73 34 23

Portugal 80,5 32 34 32 33 1,32 0,67 34 57 112 39 35

Griechenland 65 42 74 40 52 1,13 0,55 72 44 99 65 132

Zypern 76,5 29 18 33 22 0,56 0,2 57 52 73 47 138

Frankreich 109,2 16 32 16 16 2,251 1,431 32 30 99 55 12

Deutschland 119,6 9 9 17 5 3,02 2,09 24 114 44 43 26

1 Werte für 2016.

Quelle: Weltbank; Eurostat; EU-Kommission; eigene Zusammenstellung.
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Abbildung 8

Der Digital-Economy-and-Society-Index
Anteile in Prozent*
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* Die verschiedenen Indikatoren werden in der Bewertung unterschiedlich gewichtet: Verbindungsqualität 25 Prozent, Human-
kapital 25 Prozent, Internetnutzung 15 Prozent, Integration 20 Prozent und digitaler Service 15 Prozent.
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Italien belegt bei der Digitalisierung einen der hintersten Ränge im EU-Vergleich.
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Weiteren Aufschluss liefern Kennzahlen zum Stand der 
Digitalisierung, wie der digitalen Infrastruktur oder der Ver
breitung von digitalen Kompetenzen in Italien, auf die die 
wissensintensiven Bereiche des Dienstleistungssektors in 
besonderem Maße angewiesen sind. Im Digital Economy
andSocietyIndex der Europäischen Kommission gibt es nur 
drei EUMitgliedsländer, die einen schlechteren Gesamt
wert aufweisen: Rumänien, Griechenland und Bulgarien 
(Abbildung 8).

In der Zusammenschau dieser Kennzahlen zeigt sich, dass 
das Innovationssystem in Italien nicht dazu geeignet ist, 
den anstehenden Strukturwandel ausreichend zu unterstüt
zen. Während Italien in der Vergangenheit gerade aufgrund 
 seines ausgeprägt starken verarbeitenden Gewerbes im Ver
gleich etwa zu Spanien oder Portugal ein signifikant höhe
res Wohlstandsniveau (gemessen am BIP pro Kopf) erreicht 
hatte, hat das Land zuletzt an Dynamik verloren und kann 
den notwendigen ökonomischen Transformationsprozess in 
Richtung zukünftiger Wachstumsbereiche (wie den wissens
intensiven Dienstleistungen) zu wenig vollziehen.

Expansive Finanzpolitik kann Raum für 
Strukturreformen schaffen

Vieles spricht dafür, dass weitere Strukturreformen 
und Investitionen zur Erhöhung der Wettbewerbs und 
Innovations fähigkeit der italienischen Unternehmen unaus
weichlich sind. Allerdings gehen Reformen in der Regel mit 
vorüber gehenden Wachstumseinbußen und Belastungen 
einzelner Wirtschaftszweige, Berufs oder Bevölkerungs
gruppen einher.9 Das gegenwärtig schwache konjunkturelle 
Umfeld dürfte die dringend benötigte Fortsetzung des in 
den Krisenjahren begonnenen, aber zuletzt eingeschlafenen 
Reformprozesses daher erheblich erschweren. Allerdings fin
den diese Überlegungen in den aktuellen Vorschlägen der 

9 Vgl. etwa Gauti Eggertsson, Andrea Ferrero und Andrea Raffo (2014): Can structural reforms help 

 Europe?, Journal of Monetary Economics, vol. 61, 2-22 oder Nauro F. Campos, Paul De Grauwe und Yuemei 

Ji (2017): Structural Reforms, Growth and Inequality: An Overview of Theory, Measurement and Evidence, 

IZA Bonn.

Regierung auch kaum Berücksichtigung (Kasten 2); diese 
sehen vor allem Transfers vor.

Wie gezeigt, mangelt es in Italien zum einen an Bauinves
titionen, zum anderen sind die F&EAusgaben niedrig und 
der Aufbau der IKTInfrastruktur unzureichend. Höhere 
Staatsausgaben könnten diese Defizite ausgleichen, gleich
zeitig die Nachfrage stimulieren und so die konjunkturellen 
Kosten von Reformen abmildern.10 Um die konjunkturellen 
Effekte von Staatsausgaben auf die italienischen Wirtschafts
zweige abzuschätzen, wird auf den hier genutzten Daten
satz zur italienischen Wirtschaftsstruktur zurückgegriffen. 
Anhand eines Panelmodells wird nun der Effekt auf die 
Wertschöpfung der italienischen Unternehmen geschätzt, 
wenn sich der Staatskonsum unerwartet verändert.11 Es zeigt 
sich, dass höhere Staatsausgaben in der Tat zu einer sta
tistisch signifikanten Steigerung der Wertschöpfung füh
ren (Tabelle 2). Ein unerwarteter Anstieg des öffentlichen 
 Konsums um ein Prozent würde in Italien zu einer Erhö
hung der Produktion um rund 1,8 Prozent innerhalb des
selben Jahres führen. Der Staatsausgabenmultiplikator auf 
Ebene der Wirtschaftszweige liegt damit deutlich oberhalb 
von eins. Jeder nachfragewirksame staatliche Euro führt also 
zu einem überproportionalen Anstieg der Wertschöpfung. 
Dieser Effekt bleibt von der Größe und statistischen Signi
fikanz ähnlich, wenn man alternative Schätzverfahren ver
wendet (Tabelle 2, Spalten 2–4).

Die Ergebnisse legen nahe, dass die durch eine expansive 
Finanzpolitik gewonnenen gesamtwirtschaftlichen Spiel
räume genutzt werden könnten, um den in den Krisen
jahren begonnenen Reformprozess fortzusetzen, statt von 
ihm abzukehren. Strukturreformen flankiert von wachs
tumsorientierten Maßnahmen würden auch von  Investoren 

10 Vgl. Romain Duval (2008): Is there a role for macroeconomic policy in fostering structural reforms? 

Panel evidence from OECD countries over the past two decades, European Journal of Political Econo-

my 24(2), 491-502.

11 Die Daten zur exogenen Veränderung von Staatskonsum stammen aus Benjamin Born, Gernot  Müller 

und Johannes Pfeifer (2019): Does austerity pay off?, mimeo, Universität Bonn, und berechnen sich als 

 Differenz aus dem tatsächlichen und dem erwarteten Wachstum des Staatskonsums.

Tabelle 2

Effekt einer exogenen Erhöhung des italienischen Staatskonsums um ein Prozent auf die Wertschöpfung
Basisspezifikation (Spalte 1) und alternative Schätzmethoden (Spalten 2 bis 4)

Abhängige Variable Wachstumsrate der realen Wertschöpfung (Prozent)

Modell 1 2 3 4

Schätzer Fixed-effects Random-effects FGLS PooledOLS

Unerwartete Erhöhung des Staatskonsums (um ein Prozent) 1,791** 1,594** 2,471*** 1,490**

p-Wert 0,029 0,011 0,004 0,031

Beobachtungen 108 108 108 108

R-Quadrat 0,08 0,08 – 0,21

Anmerkung: p-Werte für heteroskedastische und autokorrelierte Fehlerterme. Alle Modelle enthalten eine Konstante und eine Indikatorvariable für die Jahre der Eurokrise. 
Signifikanzniveau: * p < 0,1, ** p < 0,05, *** p < 0,01; Stichprobe für die Jahre 2008 bis 2017.

Lesebeispiel: Die Erhöhung des Staatskonsums um ein Prozent steigert die Wertschöpfung um 1,8 Prozent (Spalte 1).

Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2019
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honoriert werden. Denn die Reaktion der Finanzmärkte auf 
geplante Erhöhungen der Staatsausgaben darf nicht unter
schätzt werden. Gerade in der jüngeren Vergangenheit wurde 
deutlich, wie sensibel Investoren mittlerweile auf Ankündi
gungen der italienischen Regierung reagieren.

Fazit: Strukturreformen fortsetzen und 
F&E-Ausgaben erhöhen

Italien ist spätestens seit dem Konfrontationskurs mit 
 Brüssel über die Neuverschuldung im Herbst 2018 wieder 
in den Mittelpunkt des öffentlichen Interesses gerückt. Das 
Land wurde von der Finanzkrise hart getroffen, und sein 
Wohlstandsniveau gemessen am Bruttoinlandsprodukt pro 
Kopf und den Beschäftigtenzahlen hat den Zustand vor der 
Finanzkrise noch immer nicht erreicht. Eine positivere öko
nomische Zukunft Italiens als Nettozahler in der EU ist 
aber für den Fortbestand der EU und des Euroraums von 
 essentieller Bedeutung.

Die vergangenen italienischen Regierungen waren indes 
nicht untätig. Die Wirtschaftspolitik hat sich in den letzten 
zehn Jahren vor allem auf zwei Kernbereiche konzentriert: 
die Flexibilisierung der Arbeitsmärkte und den Abbau der 
Staatsausgaben. Aber die Strategie hat ihr Ziel verfehlt. Trotz 
dauerhafter Primärüberschüsse ist die Staatsschuldenquote 
angestiegen. Zum einen führten Sorgen um die Tragfähig
keit der italienischen Staatsschuld an den Märkten zu höhe
ren Zinsen, zum anderen schrumpfte das BIP. Ein solcher 
Rückgang erhöht „automatisch“ die Staatsschuldenquote, 
ohne dass die Staatsausgaben steigen müssen.

Zudem hatte die italienische Wirtschaft starke Beschäfti
gungseinbrüche in ihren traditionellen Wirtschafts bereichen, 
im Bau und im verarbeitenden Gewerbe, zu verzeichnen. 
Gleichzeitig haben sich keine neuen Wachstumsbranchen 
wie etwa in den wissensintensiven Dienstleistungen ent
wickelt, die in anderen Ländern Europas für Wirtschafts 
und Beschäftigungswachstum gesorgt haben. Geringe F&E 
Investitionen, ein unzureichendes Innovationssystem sowie 
investitionshemmende regulatorische Rahmenbedingungen 
dürften den notwendigen ökonomischen Transformations
prozess behindert haben.

Die vorgeschlagenen Maßnahmen der derzeitigen Regie
rung wie die Absenkung des Rentenalters und das Bürger
einkommen lösen diese Probleme ebenso wenig wie der 
diskutierte Austritt aus dem Euroraum. Stattdessen sollte 
der Staat die im jüngsten Haushaltsentwurf vorgesehenen 
Mittel vermehrt für Investitionen einsetzen, etwa um der 
brachliegenden Baubranche aufzuhelfen, die Defizite in 
der IKT Infrastruktur auszugleichen und F&E Ausgaben zu 
erhöhen. Dies würde auch die Konjunktur kurzfristig ankur
beln, wie die Berechnungen zeigen. Gleichzeitig müsste sei
tens der Regierung glaubhaft sichergestellt werden, dass die 
dadurch entstehenden Spielräume für die Fortsetzung des 
noch ausstehenden Reformprozesses zusätzlich zur bereits 
erfolgten  Flexibilisierung der Arbeitsmärkte genutzt werden; 
dies dürfte das Vertrauen an den Finanzmärkten steigern 

Kasten 2

Aktuelle Reformpläne der italienischen 
Regierung

Die aktuelle Regierung möchte in weiten Teilen vom reform- 

und finanzpolitischen Kurs der vorherigen Regierungen 

abkehren. So sieht der aktuelle Haushaltsentwurf vor, die 

unter der Vorgängerregierung mit der Europäischen Union 

vereinbarte Neuverschuldung von 0,8 Prozent für das Jahr 

2019 auf 2,04 Prozent zu erhöhen, nachdem zuvor sogar eine 

Erhöhung auf 2,4 Prozent geplant war. Neben der Rücknahme 

geplanter Steuererhöhungen bilden vor allem die Einführung 

eines Bürgereinkommens und eine Absenkung des Renten-

eintrittsalters Kernpunkte des Haushaltsentwurfs. Aufgrund 

des reduzierten finanziellen Spielraums dürfte der ursprüng-

lich angekündigte jährliche Umfang des geplanten Bürger-

geldes von etwa 17 Milliarden Euro für 2019 auf lediglich sechs 

Milliarden Euro sinken. Daneben wurde bereits beschlossen, 

den Beginn der Auszahlung auf das Frühjahr 2019 zu verschie-

ben. Auch die Hürden für den Zugang zu dieser sozialen Absi-

cherung wurden erhöht. Damit dürften zusätzliche Nachfrage-

effekte aus der Einführung des Bürgergelds nahezu verpuffen.

Zudem bleibt unklar, inwiefern die Regierung ihre Ankündi-

gung durchführen wird, die unter den Vorgängerregierun-

gen geplanten und bereits umgesetzten Strukturreformen 

rückgängig zu machen. Sie beabsichtigt weiterhin, die 

Rentenreform von 2012 weitestgehend zurückzuführen und 

das Renteneintrittsalter wieder herabzusenken. Die dadurch 

steigenden Staatsausgaben würden laut Regierung durch 

die Vermittlung der freiwerdenden Arbeitsplätze an junge 

Arbeitssuchende gerechtfertigt. Verschiedene Studien zeigen 

jedoch, dass jüngere und ältere Beschäftigten gar nicht um 

die gleichen Arbeitsplätze im Wettbewerb stehen. Außerdem 

verringert das Absenken des Renteneintrittsalters eher die 

Investitionstätigkeit von Unternehmen und kann so zu gerin-

gerem Wirtschaftswachstum führen.1 Daher dürfte sich das 

Ziel der Vermittlung der in Folge des niedrigeren Eintrittsalters 

„freiwerdenden Arbeitsplätze“ an junge Arbeitssuchende als 

Illusion erweisen.

1 Siehe etwa René Böheim (2014): The effect of early retirement schemes on youth  employment, 

IZA World of Labor 70, wo ein Überblick über die Wirkungsweise des Absenkens des Renten eintritts-

alters auf die Beschäftigung in verschiedenen Ländern gegeben wird.

https://wol.iza.org/authors/rene-boheim
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Innovations und des Justizsystems stehen, um so die Wachs
tumsbedingungen von Unternehmen zu verbessern und 
damit das Produktionspotential zu erhöhen.

und die Refinanzierungskosten für den italienischen Staat 
nicht weiter erhöhen. Im Mittelpunkt des weiteren Reform
prozesses sollte dabei eine Verbesserung des Regulierungs, 
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1. Herr Kritikos, Italien wurde wie viele andere Länder von 

der Finanz- und Staatsschuldenkrise hart getroffen. Wie 

hat sich die italienische Wirtschaft seitdem entwickelt? 

Die italienische Wirtschaft hat im Unterschied zu den 

meisten EU-Staaten bis heute ihr Vorkrisenniveau nicht 

wieder erreicht. Das Bruttoinlandsprodukt liegt immer noch 

unterhalb des Niveaus aus dem Jahr 2008, gleichzeitig hat 

sich die Beschäftigung in der gewerblichen Wirtschaft stark 

negativ entwickelt.

2. Wo liegen die Gründe für diese schleppende Entwicklung? 

Man muss von einem verlangsamten Strukturwandel 

sprechen. Auf der einen Seite ist die Wertschöpfung im 

produzierenden Sektor, vor allem beim Bau, zwischenzeit-

lich auch im verarbeitenden Gewerbe, stark zurückgegan-

gen – mit entsprechend negativen Beschäftigungseffekten. 

Auf der anderen Seite kommen die Wachstumsbranchen, 

die in anderen Ländern Europas zum Beschäftigungsaufbau 

beigetragen haben, in Italien nicht vom Fleck.

3. Von welchen Wachstumsbranchen sprechen Sie? 

Das sind insbesondere die wissensintensiven Dienst-

leistungen. Sie haben zum Beispiel in Deutschland oder in 

anderen  mittel- und nordeuropäischen Staaten zu erheb-

lichen Beschäftigungszuwächsen von 30 bis 40 Prozent 

geführt. Dieser Bereich stagniert in Italien.

4. Nun hat es seit der Finanzkrise ja auch Strukturrefor-

men in Italien gegeben. Haben diese Reformen nichts 

gebracht? Nein, ich fürchte, sie haben leider nicht viel 

gebracht. In Italien hat man zum einen versucht, den Arbeits-

markt zu reformieren, und zum anderen, die Staatsausgaben 

so zurückzufahren, dass die Staatsverschuldung nicht weiter 

zunimmt. Für diese erheblichen Anstrengungen wurde 

Italien nicht belohnt. Die Staatsschuldenquote ist zum Frust 

aller trotzdem gestiegen, obwohl Italien über viele Jahre 

hinweg einen sogenannten Primärüberschuss erzielt hat. 

Das war zum einen der Zinsentwicklung geschuldet, zum 

anderen aber auch dem rückläufigen Bruttoinlandsprodukt. 

Letzteres treibt die Staatsschuldenquote automatisch in die 

Höhe. Auf der anderen Seite wurden die Arbeitsmärkte in 

Italien mehreren Reformen unterzogen, aber das hat offen-

sichtlich nicht ausgereicht. Es hätte wohl weiterer Reformen 

gerade außerhalb der Arbeitsmärkte bedurft, um die Unter-

nehmen in den neuen Wachstumsbranchen zu stärken.

5. Wo müsste als erstes angesetzt werden, um die 

 italienische Wirtschaft wieder in Schwung zu bringen? 

Das Wichtigste wird sein, mehr unternehmerisches Wachs-

tum im Bereich der wissensintensiven Dienstleistungen 

durch bessere Rahmenbedingungen zu ermöglichen. Man 

kann das von staatlicher Seite auf verschiedene Weise tun, 

etwa indem der Staat gezielt die staatlichen Forschungs- 

und Entwicklungsausgaben in diesem Bereich erhöht oder 

die digitale Infrastruktur ausbaut. Eine solche Erhöhung der 

Staatsausgaben würde außerdem die Produktion an kurbeln. 

Gleichzeitig wird man in Italien nicht umhinkommen, die 

regulatorischen Rahmenbedingungen zu verbessern. Der-

zeit werden dort die Investitionen durch eine komplizierte 

Steuergesetzgebung, durch Überregulierung jenseits der 

Arbeitsmärkte und durch ein schlecht funktionierendes 

Innovationssystem gehemmt. Das geht alles zulasten der 

neuen Wachstumsbranchen.

6. Sind die aktuellen Ansätze der italienischen Regierung 

geeignet, diesen Wirtschaftsreformprozess in Gang zu 

setzen? Eher nicht. Im Unterschied zur hier vorgeschla-

genen sehr zielgerichteten Erhöhung der Staatsausgaben 

möchte die italienische Regierung eher Transfers erhöhen, 

indem sie das Renteneintrittsalter absenkt und ein Grund-

einkommen finanziert. Diese Reformvorschläge führen 

zwar auch zu einer Erhöhung der Staatsausgaben, aber 

sie werden dem notwendigen Transformationsprozess der 

italienischen Wirtschaft keine neuen Impulse geben.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Prof. Dr. Alexander S. Kritikos, Forschungsdirektor 

am DIW Berlin und Professor für Volkswirtschaftslehre 

an der Universität Potsdam
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leistungen brauchen in Italien 
bessere Rahmenbedingungen“
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SOEP Papers Nr. 991 

2018 | Nils Lerch

The Causal Analysis of the Development of the 
Unemployment Effect on Life Satisfaction 

The long-term negative effects of unemployment, especially on subjective well-being, have 

been indicated by many studies. Therefore, unemployment and its effects on the  individual 

life course must remain an important challenge for social policy. Many studies have 

focused on the cognitive component of subjective well-being, i.e., life satisfaction, and have 

analysed in particular its development during the unemployment period. The trajectory 

is usually characterized by the effects of anticipation, reaction and adaption. Studies have 

shown different findings regarding the shape of the effect development. The present study 

discusses the effect development in greater detail and analyses whether the development of the effect is 

different depending on unemployment experience using longitudinal data from the German Socio-Economic 

Panel (SOEP) and applying fixed effects regressions. The findings of this study support a non-linear effect 

develop ment, which begins with the anticipation of unemployment. The trend can be described by a linear 

function and polynomials up to the fifth degree. The introduction of a model according to modern causal 

 analysis and the interpretation of the dynamic development of the counterfactual outcomes are the second-

ary focuses of the study. A detailed discussion of causal assumptions and necessary control variables is need-

ed to reveal the effect of unemployment on life satisfaction. The SOEP provides information about employ-

ment status on a monthly basis. This study shows possibilities for using this information for the construction of 

control groups and treatment groups and analyses with ideal episode patterns.
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2018 | Frauke H. Peter, C. Katharina Spiess, Vaishali Zambre

Informing Students about College: An Efficient Way to 
Decrease the SocioEconomic Gap in Enrollment: Evidence 
from a Randomized Field Experiment 

Although the proportion of students enrolled in college increased in the last decades, 

 students from non-college family backgrounds remain underrepresented in higher edu-

cation around the world. This study sheds light on whether the provision of information in 

a randomized controlled trial with more than 1,000 German high school students results 

in higher college enrollment rates. One year prior to high school graduation, we treated 

students in randomly selected schools by giving an in-class presentation on the benefits and costs of higher 

education as well as on possible funding options for college education. We collected data from students 

prior to the information intervention and followed them for four consecutive years. We find evidence that 

an  information intervention increases students’ application as well as their enrollment rates, in particular 

for students from non-college backgrounds with enrollment intentions prior to treatment. Moreover, treated 

students persist in college at a similar rate as students in the control group, i.e. they are not more likely to drop 

out of college. Our results indicate that a low-cost information intervention is an efficient tool to encourage 

students to translate their college intentions into actual enrollment.
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„Champions“ haben derzeit Hochkonjunktur: nationale Cham-

pions, europäische Champions, Bankenchampions, Indust-

riechampions ... Frei nach dem Lied „Es muss was Wunderbares 

sein“ scheint es also wunderbar zu sein, von Champions zu träu-

men. Wie konnte das passieren? Champions sind die Zwillings-

brüder von Unternehmen, die „too big to fail“ sind, also zu groß 

und bedeutend, um ihnen im Fall der Fälle nicht unter die Arme 

greifen und sie mit Steuergeld retten zu müssen. Zumindest im 

Finanzsektor sollte das mit der Bankenunion eigentlich der Ver-

gangenheit angehören. Warum also ist die Politik ganz offensicht-

lich bemüht, mit einer Fusion von Commerzbank und Deutscher 

Bank einen nationalen Bankenchampion zu schmieden?

Für den europäischen Bankenabwicklungsmechanismus wäre 

das ein herber Rückschlag. Denn der sogenannte Bail-in greift 

für Bankenchampions nicht. Sie sind schlichtweg zu groß, als 

dass sich das Finanzsystem die eigentlich  vorgeschriebene 

Verlustbeteiligung der privaten Investoren in Höhe von acht 

Prozent der Verbindlichkeiten „leisten“ könnte. „Bail-in“ be-

deutet einen Teil- oder sogar Totalverlust von Anlagekapital. 

Tritt dieser im dreistelligen Milliarden-Euro-Bereich auf, ist ein 

Bank-Run der kurzfristig anlegenden Geldmarktfonds nicht 

fern, und das Finanzsystem könnte nur durch den Einstieg der 

Gemeinschaft der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler vor dem 

Zusammenbruch bewahrt werden.

So wird die Bankenunion von zwei Seiten ausgehebelt. Auf der 

einen Seite stellen sogenannte nationale Bankenchampions 

den EU-Abwicklungsmechanismus einfach kalt. Auf der ande-

ren Seite erzwingen Kleinanleger, die bei einem Bail-in zuhauf 

ihre Ersparnisse verlieren würden, regelmäßig den staatlichen 

Beistand. Es scheint, als könnten sich nur die besser gestell-

ten EU-Mitgliedstaaten oder diejenigen, die rechtzeitig vor 

Inkrafttreten die heiklen Engagements in staatlich alimentierte 

Bad Banks ausgelagert haben, den Abwicklungsmechanismus 

leisten. Und auch diese Regel kennt schon die Ausnahme. 

Deutschland fängt gerade die NordLB mit Steuergeldern auf, 

EU-Abwicklungsmechanismus hin oder her.

In erstaunlich kurzen Abständen wird also die Glaubwürdigkeit 

der Bankenunion auf die Probe gestellt. Ungleiche Startbedin-

gungen und nicht bereinigte Bankbilanzen setzen der Funktions-

fähigkeit des Abwicklungsmechanismus zu. Ein Single-Bad-

Bank- Mechanismus, an den anfällige Banken ihre Altbestände an 

notleidenden Krediten übertragen könnten, wäre ein Schritt in die 

richtige Richtung. Und europäische Mega banken sollten nicht noch 

größer gemacht werden. Gleichzeitig sollten auch bessere Voraus-

setzungen geschaffen werden, den Megabanken rasch staatliches 

Eigenkapital aufzwingen und sie zumindest vorübergehend ver-

staatlichen zu können. Das könnte den Dominoeffekt stoppen und 

vor allem die Möglichkeit eröffnen, den Bail-in zeitlich zu strecken 

und ihm damit jene Schärfe der gegenseitigen Ansteckungseffekte 

zu nehmen, die nun seine Anwendung zumeist verhindern würde.

Die Funktionsfähigkeit der Bankenunion ist darauf angewiesen, 

dass im globalen Krisenfall nicht alle Banken gleichzeitig in eine 

Schieflage geraten. Das gelingt am besten durch die Bewahrung 

der Vielfalt im Bankensektor. Die Koexistenz unterschiedlicher 

Geschäfts- und Finanzierungsmodelle sowie vielfältiger Banken-

größen und -typen sorgt am ehesten dafür, dass in einer Krise 

zumindest Teile des Finanzsystems intakt und funktions fähig 

bleiben. Das ist auch für die Bankenunion zentral. Proportionali-

tät muss daher in deren Regelwerk fest verankert werden. Klar, 

die Aufsichtsregeln für kleine und mittlere (Regional-)Banken 

sollten innerhalb der Bankenunion einheitlich sein. Aber sie 

müssen einfacher sein als jene Aufsichtsregeln, die auf das 

Gefährdungspotential von Großbanken abgestimmt sind und 

dementsprechend hohe Regulierungskosten verursachen.

Im Gegensatz zur Fokussierung auf Bankenchampions wäre das 

eine Politik, die der Funktionsfähigkeit der Bankenunion und da-

mit letztlich den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern zugute-

käme – und nicht der Sehnsucht der Politik nach „ Champions“ 

und nicht den Großbanken, die sonst weiter einen Anreiz hätten, 

Risiken auf die Allgemeinheit abzuwälzen.

Dieser Beitrag ist in einer längeren Version am 19. Februar 2019 in der Börsen- 
Zeitung erschienen.

Prof. Dr. Dorothea Schäfer ist Forschungsdirektorin 

Finanzmärkte am DIW Berlin.  
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